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Preußiſche Geleßlammlung 


Nr. 45. 


21. September 1920. 


Di⸗ verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 1 


fü 
ae: 


ichloffen, das hiermit verkündet wird: 


1 


91. 

Die vermengt liegenden oder unwirtſchaftlich geſtalteten Grundſtücke ver⸗ 
ſchiedener Eigentümer einer Feldmark können behufs beſſerer Bewirtſchaftung um⸗ 
gelegt werden, wenn davon eine erhebliche Verbeſſerung der Landeskultur zu 
erwarten iſt. 5 


92. 

(1) Felbmarken, welche auf Grund der bisherigen Geſetze bereits einer Zu⸗ 
ſammenlegung unterzogen worden find, können in der Regel gegen den Widerſpruch 
des Eigentümers nicht noch einmal einer Zuſammenlegung unterzogen werden. 

(a) Wenn jedoch nach Ausführung der Zuſammenlegung burch die Anlage 
von Kanälen, Deichen, Eiſenbahnen, Chauſſeen, Verlegung oder Durchbrüche von 
Flüſſen oder durch ähnliche Ereigniſſe oder infolge von Eingriffen auf Grund 
der Siedlungs⸗ und Bodenverbeſſerungsgeſetze eine erhebliche Störung der Plan⸗ 
lage eingetreten iſt, ſo iſt eine anderweite Zuſammenlegung der Grundſtücke nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuläſſig. 

(2) Dasſelbe findet ſtatt, wenn ſeit der Ausführung einer auf Grund der 
bisherigen Geſetze vollzogenen Zuſammenlegung 30 Jahre verfloſſen ſind und wenn 
nicht der erneuten Zuſammenlegung von den Eigentümern von mindeſtens / der 
nach dem Grundſteuerkataſter berechneten Fläche der dem Umlegungsverfahren zu 
unterwerfenden Grundſtücke, welche gleichzeitig mindeſtens / des Kataſtral⸗Rein⸗ 
ertrags repräſentieren, widerſprochen wird. 


$ 8. 

(1) Die Umlegung (Spezialſeparation, Zuſammenlegung, Verkoppelung, Kon⸗ 
ſolidation) kann ſich auf eine oder mehrere ganze Feldmarken, auf einen durch 
natürliche Begrenzung oder beſondere Bewirtſchaftung kenntlichen Teil einer Feld» 
mark oder auf mehrere ſolcher Teile erſtrecken. Einzelne Grundſtücke einer anderen 
Feldmark können zur Umlegung gezogen werden, wenn es für die Zwecke des 
Verfahrens, insbeſondere zur Herſtellung wirtſchaftlich zweckmäßiger Grenzen, 
Wege, Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen, zur Beſchaffung der Vorflut 
oder zur Verbeſſerung ber Planlage geboten erſcheint. 
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( Bei ländlichen Ortſchaften kann die Ortslage oder ein Teil der Orts- 
lage zum Verfahren gezogen werden, wenn die nach der Fläche berechnete Mehrheit 
der Eigentümer der zuzuziehenden Grundſtücke damit einverſtanden iſt. 

(3) Wenn durch die Anlage von Kanälen, Deichen, Eiſenbahnen, Wegen, 
durch Verlegung oder Durchbruch von Waſſerläufen oder durch ähnliche Maß. 
nahmen oder Ereigniſſe Nachteile für die Landeskultur entſtehen oder entſtanden 
ſind, kann die Umlegung auf die durch die Anlage oder die Ereigniſſe betroffenen 
und diejenigen Grundſtücke beſchränkt werden, die zur Erzielung einer wirtſchaftlich 


zweckmäßigen Planlage zugezogen werden müſſen. Bei der Begrenzung des Um⸗ 


legungsbezirkes gelten die Beſchränkungen des Abſ. 1 Satz 1 nicht. Auf Feld⸗ 
marken oder Feldmarkteile, die einer wirtſchaftlichen Umlegung bedürfen, einer 
ſolchen aber noch nicht unterlegen haben, finden die Vorſchriften dieſes Abſatzes 
keine Anwendung. 

8 4. 

Hält der Präſident des Landeskulturamts die Vorausſetzungen für die Um⸗ 
legung für gegeben ($$ 1 bis 3), fo kann er einen Kommiſſar für die Verhandlung 
mit den Beteiligten ernennen. Er hat das zu tun, wenn die Eigentümer eines 
Viertels der umzulegenden Grundſtücke, nach Größe und Grundſteuerreinertrag (in 
Hohenzollern nach Grundſteuerkapital) berechnet, es beantragen. 

5. 

() Der Kommiſſar hat in einem Ortstermine die Beteiligten über die 
Vorausſetzungen der Umlegung und die Bildung des Umlegungsbezirkes zu hören. 

(2) Der Termin iſt mindeſtens vier Wochen vorher in den Kreisblättern 
und in ortsüblicher Weiſe in allen Gemeinden, in denen die Grundſtücke liegen, 
öffentlich bekannt zu machen. Außerdem ſoll jedem Beteiligten eine Abſchrift der 


Bekanntmachung durch die Poſt zugeſandt werden. Dem Landrat und den Ge 
meindevorſtehern iſt von dem Termine Mitteilung zu machen. 


6. 

Einwendungen müſſen im Termine mündlich angebracht und begründet 
werden; hierauf iſt in der Bekanntmachung ($ 5) hinzuweiſen. Die Einwendungen 
ſind mit den Widerſprechenden zu erörtern. Verbleibt eine nach Größe und 
Grundſteuerreinertrag (Grundſteuerkapital) berechnete Mehrheit der Beteiligten bei 
ihrem Widerſpruche, ſo hat der Präſident des Landeskulturamts den Regierungs⸗ 
präſidenten und den Vorſtand der Landwirtſchaftskammer zu hören. Beträgt die 
berechnete Mehrheit der Widerſprechenden dreiviertel, ſo iſt in einem anzu⸗ 
beraumenden Termin über den Widerſpruch zu verhandeln. Wird der Widerſpruch 
aufrechterhalten, ſo iſt das Verfahren einzuſtellen. 


$ 7. 
Nach Abſchluß der Verhandlungen hat die Spruchkammer des Landes⸗ 
kulturamts über die Zuläſſigkeit des Verfahrens unter Feſtſtellung des Umlegungs⸗ 


en 


bezirkes zu beſchließen. Der $ 24 Abſ. 1 Satz 3 des Geſetzes über Landeskultur⸗ 
behörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzzamml. S. 101) findet Anwendung. Der 
entſcheidende Teil des Beſchluſſes iſt in der im $ 5 für die Bekanntmachung des 
Termins vorgeſchriebenen Weiſe zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen. Gegen 
den Beſchluß ſteht den Beteiligten innerhalb vier Wochen nach dem Tage, an 
dem das letzte ihn enthaltende Kreisblatt erſchienen iſt, die Beſchwerde an das 
Oberlandeskulturamt zu. 
9 8. 


Geringfügige Anderungen des Umlegungsbezirkes können auch nach Erlaß 
des Umlegungsbeſchluſſes ($ 7) vorgenommen werden, ohne daß es der Beobachtung 
der Vorſchriften in den §§ 5 bis 7 bedarf. Vor der Änderung find die Eigen⸗ 
tümer der dadurch betroffenen Grundſtücke zu hören, den übrigen Beteiligten ſoll 
Gelegenheit zur Außerung gegeben werden. Über verbleibende Widerſprüche ent- 
ſcheidet die Spruchkammer endgültig. 


89. 

Koſten für das Vorverfahren werden von den Beteiligten nicht erhoben. Im 
übrigen finden auf dieſes Verfahren die für das Hauptverfahren geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 

8 10. 

(1) Folgende Grundſtücke: 

Gebäude, Hofräume, Hausgärten, Kunſtwieſen, Parkanlagen und ſolche 
Anlagen, deren Hauptbeſtimmung die Gewinnung von Obſt, Hopfen 
oder die Gartenkultur iſt, Weinberge, Seen, Fiſchteiche und andere 
Gewäſſer, ſolche Lehm-, Sand-, Kies-, Kalk,, Mergelgruben und Stein⸗ 
brüche, die einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen, Grund⸗ 
ſtücke, die zur Gewinnung von Foſſilien oder zu gewerblichen Anlagen 
dienen, Grundſtücke, auf denen Mineralquellen, Denkmäler oder Familien⸗ 
gräber ſich befinden, 

können nur mit Juſtimmung ihres Eigentümers zur Umlegung gezogen werden. 

(2) Wird das Verfahren nach § 3 Abſ. 2 auf die Ortslage ausgedehnt, 
ſo findet der vorſtehende Abſ. 1 auf die zur Ortslage gehörigen Grundſtücke 
keine Anwendung. i 
9 II. 

(1) Jeder Teilnehmer muß für die von ihm abzutretenden Grundſtücke 
durch Land von gleichem Werte abgefunden werden. Die Abfindung muß 
möglichſt eine zuſammenhängende Lage haben und in Grundſtücken von gleicher 
Gattung mit dem abzutretenden Lande und vorzugsweiſe in Grundſtücken von 
einer dem abzutretenden Lande gleichen oder naheſtehenden Güte beſtehen. Dabei 
muß jeder Teilnehmer für einen Ausfall in der Güte einen Zuſatz in der Fläche 
Rund umgekehrt für einen Ausfall in der Fläche einen Zuſatz in der Güte an⸗ 
nehmen, auch eine Überweiſung von Grundſtücken der einen gegen Grundſtücke 
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einer anderen Gattung ſich gefallen laſſen. Sur Ergänzung der Landentſchädigung 
muß ausnahmsweiſe, wo es erforderlich iſt, Geld gegeben und angenommen 
werden. 

() Die Lage der einzelnen Landabfindungen tft fo zu beſtimmen, wie es 
dem gegeneinander abzuwägenden wirtſchaftlichen Vorteil aller Teilnehmer an 
meiſten entſpricht. 

() Eine Abfindung, die eine Veränderung der ganzen bisherigen Art des 
Wirtſchaftsbetriebes nötig macht, kann keinem Teilnehmer aufgedrungen werden. 


5 $ 12, 

() Für die auf den umzulegenden Grundſtücken ſtehenden Obſtbäume, 
Weinſtöcke und Holzbeſtände wird von demjenigen, dem ſolche zugeteilt werden, 
demjenigen, der ſie verliert, Entſchädigung in Geld geleiſtet. Für unfruchtbare, 
unveredelte oder abgängige Obſtbäume hat der neue Erwerber des Grundſtücks, 
auf dem ſolche ſtehen, dem früheren Eigentümer aber nur dann Entſchädigung 
zu leiſten, wenn er ſie auf dem ihm zugeteilten Grundſtücke behalten will und 
nicht vorzieht, deren Entfernung dem früheren Eigentümer zu überlaſſen. 

() Bei Umlegung von Grundſtücken, die forſtmäßig bewirtſchaftet werden, 
erhält jeder Beteiligte möglichſt gleichwertigen! zaldbeſtand wieder. Soweit dies 
nicht durchführbar iſt, hat der Ausgleich durch Geldentſchaͤdigung zu erfolgen. 


6.18. 
Im Intereſſe des Naturſchutzes iſt es den Beteiligten von dem Zeitpunkt 
des Ortstermins (§ 5) an verboten, Vogelſchutzgehölze, Naturdenkmäler (. B. 
Schäferbuchen, Quellſchutz uſw.), die der Kulturamtsvorſteher als ſolche bezeichnet, 
zu entfernen; bei Einſprüchen gegen die Entſcheidung des Kulturamtsvorſtehers 
entſcheidet der Landeskulturamtspräſident endgültig. N 


914. a 

(1) Der Dünger, der die örtlich üblichen Saaten noch nicht getragen hat 
(der neueſte Düngungszuſtand), iſt Gegenſtand beſonderer Abſchätzung und muß 
von dem Empfänger der Landabfindung dem früheren Eigentümer in Geld beſonders 
entſchädigt werden. 

() Ebenſo hat der Empfänger dem früheren Eigentümer die auf wieder ⸗ 
kehrende Nutzungen verwendeten Koſten in dem Verhältnis, wie er dieſe Nutzungen 
genießt, zu erſtatten. 

(3) Wenn ein Teilnehmer durch die Ausführung der Umlegung ſonſtige 
vorübergehende Nachteile erleidet, die das Maß der den übrigen Teilnehmern 
etwa entſtehenden gleichartigen Nachteile überſteigen, fo kann er hierfür von der 
Geſamtheit der Beteiligten eine Geldentſchädigung verlangen. Beruht der Nachteil 
auf einer Maßnahme, die einem anderen Teilnehmer einen beſonderen Vorteil 
gebracht hat, ſo iſt dieſer nach Maßgabe des empfangenen Vorteils der Geſamtheit 
der Beteiligten gegenüber zur Entſchädigung verpflichtet. 


§ 15. : 

(1) Jedem Teilnehmer müſſen die erforderlichen Wege und Triften zu 
ſeiner Landabfindung beſchafft werden. Weitere zur gemeinſchaftlichen Benutzung 
dienende Anlagen, wie Gräben, Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungseinrichtungen, 
Trankſtätten, Lehm-, Sand», Kies, Kalk- und Mergelgruben, Steinbrüche, Turn⸗ 
und Spielplätze, Weiden, Viehtummelplätze und ähnliche, ſind auszuweiſen, ſoweit 
das wirtſchaftliche Bedürfnis der Teilnehmer oder ein allgemeines Intereſſe es 
erfordert. 

(2) Den zu den neuen Anlagen erforderlichen Grund und Boden haben 
die Teilnehmer, ſoweit er nicht von anderer Seite, insbeſondere von einer Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechtes hergegeben werden muß, nach Verhältnis des Wertes 
ihrer Teilnehmerrechte aufzubringen. Im gleichen Verhältnis haben ſie zu den 
Nebenkoſten des Verfahrens (Koſten für Arbeitslöhne, Grenzſteine, Pfähle, Signale, 
Stangen und dergleichen) ſowie zu den Folgeeinrichtungskoſten (Koften für alle 
Arbeiten, die aus Anlaß und zur Ausführung der Umlegung vorgenommen 
werden müſſen, insbeſondere alſo die Ausbaukoſten der neuen gemeinfchaftlichen 
Wege, Gräben, Entwäſſerungsanlagen, Triften, Brücken, Durchlaͤſſe, Einfriedi⸗ 
gungen und dergleichen) beizutragen. Teilnehmer, die von dem Umlegungsver⸗ 
fahren keinen oder nur einen unverhaͤltnismäßig geringen Vorteil haben, können 
durch die Landeskulturbehörde von der Aufbringung ihres Anteils an den vor⸗ 
bezeichneten Beiträgen ganz oder teilweiſe zu Laſten der übrigen Beteiligten befreit 
werden. 

$ 16. 

Anlagen der im § 15 bezeichneten Art, die ſchon vor der Umlegung be⸗ 
ſtanden, können verlegt oder eingezogen werden, wenn es für die zweckmäßige 
Durchführung der Umlegung nötig iſt und den Benutzungsberechtigten daraus 
kein erheblicher Nachteil entſteht. 


Die Landeskulturbehörde kann auch nach Feſtſtellung des Auseinander⸗ 
ſetzungsplans an den gemeinſchaftlichen Anlagen ſolche Anderungen und Er⸗ 
gänzungen vornehmen, die durch überwiegende wirtſchaftliche Rückſichten geboten 
find. Die Beteiligten find zu hören. 


$ 18. 

() Ablösbare Dienftbarkeiten, die auf den umzulegenden Grundſtücken haften, 
ſind bei der Umlegung abzulöſen, es ſei denn, daß davon keine Verbeſſerung 
der Landeskultur zu erwarten iſt. Unter der gleichen Vorausſetzung iſt gemein⸗ 
ſchaftliches Eigentum, das nach den Vorſchriften der Gemeinheitsteilungsordnungen 
der Aufhebung unterliegt, bei der Umlegung aufzuheben. 

() Sonſtige Nutzungsberechtigungen find auf Antrag eines Beteiligten oder 
auf Anordnung der Landeskulturbehörde gegen Entſchaͤbigung aufzuheben, wenn 
ſie den Zwecken der Umlegung hinderlich ſind. ; 


ABB 


8 19. 

Die rechtlichen Wirkungen der Umlegung treten mit der Ausführung des 
feſtgeſtellten Auseinanderſetzungsplans ein; als Zeitpunkt der Ausführung gilt 
der für fie von ber Landeskulturbehörde feſtgeſetzte Tag. Im Geltungsbereiche 
des Geſetzes, betreffend Anderung von Vorſchriften über das Konſolidationsver⸗ 
fahren und die Berichtigung des Grundbuchs während desſelben im Regierungs⸗ 
bezirke Wiesbaden, vom 4. Auguſt 1904 eſetzſamml. S. 191) treten dieſe recht⸗ 
lichen Wirkungen mit der Rechtskraft der Vollſtreckbarkeitserklärung ein. Ins⸗ 
beſondere geht zu dieſem Zeitpunkte das Eigentum an den Abfindungsländereien 
auf die Abgefundenen über. 

| $ 20. | 

() Die Abfindung, die jeder Teilnehmer erhält, tritt an die Stelle der 
dafür abgetretenen Grundſtücke oder der dafür aufgehobenen Berechtigungen und 
überkommt in rechtlicher Beziehung alle deren Eigenſchaften. N 

(2) Wenn die Landabfindung die Entſchädigung für mehrere, verſchiedenen 
Rechtsverhältniſſen unterliegende Grundſtücke oder Berechtigungen eines Teil- 
nehmers bildet, ſo iſt aus der Geſamtabfindung für ein jedes dieſer Grundſtücke 
oder eine jede dieſer Berechtigungen ein beſonderes Stück auszuweiſen. 

(3) Der Landeskulturbehörde bleibt es überlaſſen, die Sonderung bis zum 
Eintritt eines Bedürfniſſes oder bis zum Antrag eines Beteiligten auszuſetzen 
und zunächſt nur die Bruchteile der Geſamtabfindung zu beſtimmen, die die 
Stelle der einzelnen Grundſtücke oder Berechtigungen vertreten. In dieſem Falle 
iſt die Landeskulturbehörde zur Vornahme der Sonderung auch noch nach Beendi⸗ 
gung des Umlegungsverfahrens zuſtändig. 


8 21. 

() Nießbraucher müſſen ſich mit dem Genuß der Abfindung begnügen. 

() Hat der Eigentümer ein Ausgleichungskapital (§ 11 Abſ. 1 Satz 4) zu 
zahlen, ſo muß ihm der Nießbraucher hiervon vom Zahlungstag ab während der 
Dauer des Nießbrauchs die geſetzlichen Zinſen gewähren. 

8 22. ü 

(1) Der Pächter kann binnen drei Monaten, nachdem ihm der Auseinander- 
ſetzungsplan durch die Landeskulturbehörde oder den Verpächter bekannt gemacht 
iſt, die Pacht zum Ende des bei Ablauf der Kündigungsfriſt laufenden Dacht- 
jahrs kündigen. . 

(2) Das Recht der Kündigung fällt weg, wenn der Pächter durch die Um⸗ 
legung keinen erheblichen Nachteil erleidet und wenn dadurch die Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe des Pachtguts nicht erheblich geändert werden. 

(s) Bleibt das Pachtverhältnis in Kraft, fo gelten folgende Regeln: 

1. Der Pächter erhält die Nutzung der Landabfindung. Hat der Ber 

pächter ein Ausgleichungskapital ($ 11 Abſ. 1 Satz 4) zu zahlen, ſo 


2 Ange 


muß ihm der Pächter hiervon die geſetzlichen Zinſen gewähren. Hat 
der Verpächter zur Ergänzung der Landabfindung eine Kapitalabfindung 
erhalten, fo kann der Pächter die geſetzlichen Zinſen von dem Ab⸗ 
findungskapital an dem Pachtzins kürzen. 5 

2. Auf die Entſchädigung für vorübergehende Nachteile ($ 14 Abſ. 3) hat 
der Pächter inſoweit Anſpruch, als ſie ihn treffen. 

3. Sind in dem Pachtvertrage für den Fall einer Umlegung andere Ab⸗ 
reden getroffen, ſo gelten dieſe. 


9 23. 

(1) Die Grundſteuern und ſonſtigen öffentlichen Laſten verbleiben auf den 
Grundſtücken, auf denen ſie vor der Umlegung gehaftet haben. Werden jedoch 
grundſteuerpflichtige gegen grundſteuerfreie Grundſtücke umgetauſcht, ſo treten dieſe 
in die Klaſſe jener über und umgekehrt. 

(2) Mit Genehmigung der Bezirksregierung kann der Geſamtbetrag der 
Grundsteuer oder des Grundſteuerkapitals anf die Abfindungsgrundſtücke nach 
dem Maßſtabe der bei der Umlegung zugrunde gelegten Abſchätzung neu verteilt 
werden. 

§ 24. 

(4) Die Koſten der Umlegung fallen den Teilnehmern nach Verhältnis des 
Wertes ihrer Teilnahmerechte zur Laſt. 

(2) Teilnehmer, die von der Umlegung keinen oder nur einen unverhältnis⸗ 
mäßig geringen Vorteil haben, können von den Koſten ganz oder teilweiſe zu 
Laſten der übrigen Beteiligten befreit werden. 


$ 25. 

(1) Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 

() Für die Umlegung von Grundſtücken kommen fortan die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes ausſchließlich zur Anwendung. Insbeſondere darf bei der Auf 
hebung von Dienſtbarkeiten und Teilung der Gemeinheiten außerhalb eines nach 
dieſem Geſetz eingeleiteten Umlegungsverfahrens Landabfindung nur gegeben 
werden, wenn das ohne Umlegung der betroffenen Grundſtücke wirtſchaftlich 
zweckmäßig geſchehen kann. 


9 26. 

Das im Artikel VI SS 5, 6 des Geſetzes, betreffend Abänderung von Zu⸗ 
ſammenlegungs⸗ und Gemeinheitsteilungsgeſetzen, vom 28. Mai 1913 (Geſetzſamml. 
S. 285) vorgeſehene Vorverfahren findet nach Vorſchrift der 50 5 bis 7 dieſes 
Geſetzes ſtatt. Die Spruchkammer kann die Umlegung für zuläſſig erklären, 
wenn in dem Termine ($$ 5, 6) keine nach Größe und Reinertrag der beteiligten 
Grundſtücke berechnete Mehrheit widerſpricht oder wenn der Kreisausſchuß im 
Einverſtändnis mit dem Provinzialausſchuſſe die Durchführung des Verfahrens 
beantragt. Im übrigen bleiben die Vorſchriften des Artikel VI des Geſetzes 
vom 28. Mai 1913 unberührt. i 


9 27. 

Unberührt bleiben die die Umlegung betreffenden Vorſchriften des Geſetzes, 
betreffend Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗ Deich» und Vorflutver⸗ 
hältniſſe an der oberen und mittleren Oder, vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. 
S. 335). : 
Ä § 28. 

() Die Vorſchriften über das Verfahren, über die Rechte Dritter ein⸗ 
ſchließlich des Verwendungsverfahrens und über das Koſtenweſen, ſoweit nicht 
dieſes Geſetz darüber anders beſtimmt, bleiben mit der Maßgabe in Kraft, daß 
die aufkommenden Geldentſchädigungen einem Verwendungsverfahren nur unter⸗ 
liegen, wenn ſie den Betrag von 500 4 überſteigen. 

(2) Gleiches gilt von den Kaufgeldern und Entſchädigungen, die bei einer 
Abveräußerung oder einem Austauſch auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes 
oder bei der Veräußerung von Teilen eines durch ein Auseinanderſetzungsverfahren 
begründeten gemeinſchaftlichen Vermögens oder bei einer Enteignung aufkommen. 

(e) In Neuvorpommern und Rügen finden auf das Umlegungsverfahren 
in Anſehung der Rechte dritter Perſonen, der Zuſtändigkeit ber Landeskultur⸗ 
behörden ſowie des ganzen Verfahrens einſchließlich des Koſtenweſens die in der 
übrigen Provinz Pommern geltenden Vorſchriften Anwendung. 


9 29. 

Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen wird, die durch dieſes Geſetz“ 
aufgehoben oder geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes 
Geſetzes an ihre Stelle. : 

§ 30. 

() Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Auf 
anhängige Verfahren, in denen der Augseinanderſetzungsplan durch Anerkenntnis 
der Beteiligten oder rechtskräftige Entſcheidung feſtgeſtellt iſt, findet es keine 
Anwendung. Dieſe ſind nach den ſeither beſtehenden Vorſchriften zu Ende zu 


führen. 
(2) Oer zuſtändige Miniſter führt das Geſetz aus. 


Berlin, den 21. September 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. N 
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